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PRAStVßNTENKONFERENZ 
DER LANDWIRTSCHAFTSKAMMERN 
ÖSTERREICHS 

An das 
Präsidium des Nationalrates 

Parlament 

1010 Wien 

Betreff: Entwurf eines Bundesge­
setzes über die Änderung 
des Erbrechts des unehe­
lichen Kindes und des 
Ehegatten 

!l:2 ISN- J YO !(L(c 

14. Oktober 1988 

Datum: 1 8. OKT.1988 

L Vert~ilt.~.:~~~:_~~_~_~ __ ~~~ 
No.v~tJ1 

Die Präsidentenkonferenz der Landwirtschaftskammern Öster­

reichs äbermittelt in der Anlage 25 Exemplare ihrer Stel­

lungnahme zu dem im Betreff genannten Entwurf. 

25 Beilagen 
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PRÄSIDENTENKONFERENZ 
DER LANDWIRTSCHAFTSKAMMERN 
ÖSTERREICHS 

A b s ehr i f t 

An ddS 

Bunaesministeriuffi f~c Justiz 

~/luseUlilstraße 7 
1016 ~ViE.'n 

Postfach 63 

Wien, am 14.10.1988 

Ihr. Zeichen/Schreiben vom: 
6.003/13-1 1/88 14.6.1988 

Unser Zeichen: 
R-688/R/Scha 

Betreff: Entwurf eines Bundesgeset2es 
~ber die Änderung des Erb­
rechts des unehelichen Kin­
des und des Ehegatten 

Durchwahl: 
515/521 

Die P.t-~~~;;j.clentenkonferenz der Landwirtschaftska.mmern Öster­

reichs beehrt sich, deIn Bundesministerium f~r Justiz zu 

dCI~l i I:", betn~ff genannten Ent\ .. urf folgenae Stellungna.hllle 

bekanntzugeben: 

Grundsätzlich ist die Intention richtig, durch die Gesetz­

gebung eine Anpassung an ge~nderte gesellschaftliche Ver­

hältnisse vorzunehmen. 

Die Präsidentenkonferenz der Landwirtschaftskammern erhebt 

jedoch Bedenken gegen die Verbesserung des Erbrechtes des 

uneheliChen Kindes eines m~nnlichen Erb1assecs, wie sie der 

Entwurf vorsieht. Der bloße Hinweis auf geänderte gesell­

schaftliche Verhältnisse soll nicht zu Änderungsvorschl~~gen 

f~hrell, ale die Auswirkungen auf andere Ber~hrte und auf 

die betroffenen betrieblichen Werte nicht in die Uberlegun­

gen einbeziehen. Die Erliuterungen greifen von der Vielfalt 

dee rnöglicnen '!'ypen von UlIIstinden nur Kindec aus nichtehe-
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lichen Gemeinschaften in Konkurrenz zu Kindern aus geschei­

terten Ehen heraus. Was für solche Verhältnisse billig 

erscheinen mag, wird bei den im folgenden aufgezeigten 

Umständen zur groben Unbilligkeit. 

Zu Art I Z 2 (§ 730): 

Diese Regelung beschränkt in sehr starkem Ausmaß die 

Ansprüche der Ehegattin, deren Ehe mit dem Erblasser kin­

derlos geblieben ist. Die Ehegattin soll nach der im 

Entwurf vorgesehenen Regelung neben einem allfälligen un­

ehelichen Kind des verstorbenen Ehegatten nur zu einem Drit­

tel des Nachlasses erbberechtigt sein. Es entspricht zwei­

fellos den Erfahrungen des täglichen Lebens, daß in den 

meisten Fällen nicht einulal der Erblasser, in keinem Fall 

aber die hinterbliebene Ehegattin, eine besondere Beziehung 

zu dem unehelichen Kind aufgebaut hat. Nach langjähriger 

Ehe (und unter Umständen aufopfernder Pflege des verstorbe­

nen Ehegatten) erscheint diese Erbteilsregelung für den 

überlebenden Ehegatten keinesfalls sachgerecht und ist da­

mit rechtspolitisch unbefriedigend. 

Eine Rechtsentwicklung, die die Bedeutung der Ehe zu Gun­

sten rechtlich loser und in der Regel instabiler Lebensge­

meinschaften weiter sChwächt, kann nicht befürwortet wer­

den. Der Ehe (und der Familie) als kleinster und wichtig­

ster Organisationseinheit der Gesellschaft gebührt besonde­

rer rechtlicher Schutz und besondere Begünstigung. 

Augenmerk muß auch auf die Erhaltung land- und forstwirt­

schaftlicher Betriebseinheiten gelegt werden (auch größerer 

Einheiten, denen ihrer größeren Leistungsfähigkeit wegen 

eine innovative Rolle zukommt). Sie sollen in ihrem Weiter­

bestand nicht durch die Erweiterung von Erb- und Pflicht­

teilsansprüchen gefährdet werden. 

22/SN-140/ME XVII. GP - Stellungnahme (gescanntes Original) 3 von 5

www.parlament.gv.at



• 
.., - .) -

Hinweis auf das Anerbenrecht: 

Die Pr~-isidentenkonferenz de:r Landwirtschaftskammern weist 

zugleich auf die unbefriedigende und für die land- und fors". 

vJi:ctschaftliche Bevölkerung schwer einsichtige völlige 

Gleichstellung des unehelichen Kindes auch im Anerbenrecht 

hin. Es \-{ird als Härte empfunden, \..Jenn bei ein"21l1 Erbhof, 

der irll Eigent.um dor Ehegatten stand, die überlebende und 

K.inderlose Aneroin an das allfä.llige uneheliche Ktnd des 

Erblasscr:s zwei Drittel des Übernahlltspreises zu bezahlen 

hdt. 

Die Regierungsvoclage für eine Novelle zum Anerbengesetz, 

513 der Beilagen XVII.GP, bringt im Zusammenhang mit der 

erbrechtlichen Gleichstellung des unehelichen Kindes eine 

sehr bedeutsame positive Änderung mit sich. 

Die derzeitige Gesetzes1age bestimmt den Vorzug der Abkönull­

linge des Erblassers gegenüber dem überlebenden Ehegatten 

(sofern die se r nieh t I·ü teigent;jmer ist.). Dieses Ergebnis 

ist unbefl~icdigend, weil das uneheliche Kind auch ohne Be­

zieh;;;ng zur LcU1ch,rirtschaft, insbeson6cre zum Erbhof, sowie 

zu dessen Besitzer Anerbe wird. Als Folge davon ist der 

ü;".JerleLende Ehega.tte, der du.cch Jahrzehnte auf dem Hof 

gearbeitet hat, auf den Unterhalt gem~ß § 14 Abs 1 Anerben­

gesetz durch ein ihm mehr. oder w'2uiget:" f.c:emdes Kind ange­

vvi.escn. 

Die erw~hnte Reg~erungsvorlage bringt llun eine wesentliche 

Verbesserung der Situation des überlebenden Ehegatten da­

hingehend, daß der: uneheliche Ab;cörumling nLLC: dann Anerbe 

werden soll, wenn er auf dem Erbhof aufgewachsen ist. Es 

ist dabei oie Annahllle gecechtfertigt, daß sich Ciurch das 

ZusaIlullenleben auf dem Hof aLlch eine gev.Jisse positive Bezie­

hung ZUH, überlebendeil Ehc9atten entvv'ickelt hat. 

Der Hillweis ';tuf aas .=merbencecht soll ci ne Orientierungs-
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hilfe für die bessere Berücksichtigung von gegebenen Nahe­

verhältnissen und von betrieblichen Umständen aufzeigen 

(bäuerliche Ehe ist auch Wirtschaftsgemeinschaft). 

Die hier vorgesehenen Verbesserungen des Erbrechtes des 

überlebenden Ehegatten werden für richtig gehalten (die 

zu Art I Z 2 vorgebrachten Bedenken gegen Verschlechterungen 

beziehen sich naturgemäß sehr wesentlich auch auf Art I 

Z 8). 

Das Präsidium des Nationalrates wird von dieser Stellungnahme 

durch Übersendung von 25 Exemplaren in Kenntnis gesetzt. 

Der Präsident: 

gez.ÖkR.lng.DERFLER 

Der Generalsekretär: 

gez.Dr.KORBL 

· , 
~ 
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